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Artikel 1

KommAustria-Gesetz — KOG

2. Abschnitt 2. Abschnitt
Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH
§17.(1)bis(6)Z3 ... §17.(1)bis(6)Z3 ...
4. die fachliche und administrative Unterstiitzung in allen Angelegenheiten 4. die fachliche und administrative Unterstiitzung in allen Angelegenheiten
der Verwaltung und der Vergabe von Fordermitteln nach § 2 Abs. 2 und der Verwaltung und der Vergabe von Fordermitteln nach § 2 Abs. 2 und
in den Angelegenheiten nach § 2 Abs. 3. in den Angelegenheiten nach § 2 Abs. 3;

5. Verwaltung und Vergabe der Mittel aus dem Fonds zur Forderung der
digitalen Transformation.

Die Finanzierung des bei den Tétigkeiten nach Z 1 bis 4 entstehenden Sach- und Die Finanzierung des bei den Tétigkeiten nach Z 1 bis 5 entstehenden Sach- und
Personalaufwands erfolgt ausschlielich aus den Mitteln der jeweiligen Fonds. Personalaufwands erfolgt ausschlieBlich aus den Mitteln der jeweiligen Fonds.

3a Abschnitt
Medienunternehmen und digitale Transformation

Forderungsziel, Mittel und Forderungswerber

§ 33a. (1) Zur Erhaltung der Vielfalt an Anbietern und zur Forderung des Auf-
und Ausbaus des digitalen Angebots in der Medienlandschaft sollen jene privaten
Medienunternehmen (§ 1 Z 6 MedienG, BGBI. Nr. 314/1981), die ihre
Medieninhalte mittels der von ihnen verbreiteten periodischen Medien auf das
osterreichische Publikum ausrichten, durch finanzielle Zuwendungen unterstiitzt
werden.
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(2) Der Bund stellt fiir den Fordergegenstand jihrlich 20 Millionen Euro und
im ersten Jahr der Auszahlung 34 Millionen Euro zur Verfiigung. Die Mittel sind
der RTR-GmbH jeweils in zwei gleich hohen Teilbetrdgen per 31. Jinner und 30.
Juni zu iiberweisen.

(3) Mit den der RTR-GmbH nach Abs. 2 zur Verfiigung stehenden Mitteln
kénnen folgende Unternehmen finanziell unterstiitzt werden:

1. Medienunternehmen, in denen die inhaltliche Gestaltung einer Tages-,
Wochen- oder Monatszeitung von nicht blof lokaler Bedeutung besorgt
wird, vorausgesetzt, der weitaus iiberwiegende Anteil der jeweiligen
Medieninhalte (§ 1 Abs. 1 Z 1a MedienG) wird gleichzeitig mit der oder
hochstens zwei Wochen nach der Verbreitung im Druckwerk auch
elektronisch bereitgestellt; von ,,nicht blof lokaler Bedeutung * ist bei
einer Tages-, Wochen- oder Monatszeitung auszugehen, wenn sie in
zumindest drei Bezirken eines Bundeslandes oder im Fall der Stadt
Wien in allen Gemeindebezirken verbreitet wird. Im Fall von Wochen-
und Monatszeitungen ist auch dann von einer tiber den lokalen Bereich
hinausgehenden Bedeutung auszugehen, wenn ihr jeweiliger
Medieninhaber einem Unternehmensverbund im Sinne von § 244 UGB
angehort und sichergestellt ist, dass gemeinsam mit den Wochen- und
Monatszeitungen anderer Unternehmen desselben Verbunds drei
Bezirke eines Bundeslandes als Verbreitungsgebiet erfasst sind,

2. Medienunternehmen, in denen die inhaltliche Gestaltung von Tages-,
Wochen- oder Monatszeitungen, die in der Sprache einer Volksgruppe
gemdf} Art. 8 Abs. 2 B-VG gestaltet werden, besorgt wird,

3. Horfunkveranstalter nach dem PrR-G,

4. Fernsehveranstalter nach dem AMD-G, die Rundfunkprogramme im
Sinne des Artikels I Abs. 1 des Bundesverfassungsgesetzes iiber die
Sicherung der Unabhdngigkeit des Rundfunks ausstrahlen,

5. Fernsehveranstalter, die nicht der Osterreichischen Rechtshoheit
unterliegen, aber ein speziell auf dsterreichisches Publikum
ausgerichtetes Rundfunkprogramm ausstrahlen,

6. nichtkommerzielle Rundfunkveranstalter, die Rundfunkprogramme im
Sinne des Artikels I Abs. 1 des Bundesverfassungsgesetzes iiber die
Sicherung der Unabhdngigkeit des Rundfunks veranstalten (§ 29 Abs.
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3 erster Satz, erster und zweiter Fall in Verbindung mit Abs. 3 zweiter
Satz) sowie

7. nichtkommerzielle Rundfunkveranstalter, die nicht der osterreichischen

Rechtshoheit unterliegen, aber ein speziell auf dsterreichisches
Publikum ausgerichtetes Rundfunkprogramm ausstrahlen (§ 29 Abs. 3
erster Satz, dritter Fall in Verbindung mit Abs. 3 zweiter Satz).

(4) Im Fall der Gewdhrung von Forderungen an Medienunternehmen von
Tages-, Wochen- oder Monatszeitungen im Sinne von Abs. 3 Z | miissen iiberdies
die nachfolgend angefiihrten Kriterien erfiillt sein, wobei deren Erfiillung anhand
des Beobachtungszeitraums des jeweils vorangehenden Kalenderjahrs zu
beurteilen ist:

1.

2.

Die Tageszeitung beschdftigt zumindest sechs hauptberuflich tditige
Journalisten und erscheint zumindest 240mal;

die Wochenzeitung beschiftigt zumindest zwei hauptberuflich tdtige
Journalisten und erscheint zumindest 41mal;

. die Monatszeitung erscheint zumindest sechsmal,;
. die Wochen- oder Monatszeitung ist an einen allgemeinen

Personenkreis gerichtet und dient vorwiegend der redaktionell
aufbereiteten politischen, allgemein wirtschaftlichen und kulturellen
Information und Meinungsbildung und

. bei der Wochen- und Monatszeitung handelt es sich nicht um

a) ein Nachschlagewerk zu Waren, Dienstleistungen oder Anbietern
(wie Restaurant- oder Gastronomiefiihrer oder
Veranstaltungskalender),

b) eine Cartoon-, Rdtsel-, und Bastelzeitschrift,

¢) eine Kundenzeitung oder Publikation eines Unternehmens zur
Kundenakquisition —und  Information iiber die Waren,
Dienstleistungen oder Angebote des Unternehmens,

d) eine ihrem Inhalt nach hauptsdchlich auf interne Angelegenheiten
beschrdnkte Vereins- oder Clubzeitschrift oder

e) eine Publikation einer Interessenvertretung oder einer politischen
Partei im Sinne von § 2 Z 1 Parteiengesetz 2012 — PartG, BGBI. 1
Nr. 56/2012.
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5) Von der Forderung sind Forderungswerber ausgeschlossen, in deren
Medium in dem Jahr, das dem Datum des Forderansuchens vorangeht, wiederholt

1. zum gewaltsamen Kampf gegen die Demokratie oder den Rechtsstaat
aufgerufen wurde, oder

2. Gewalt gegen Menschen als Mittel der Politik befiirwortet wurde, oder

3. zur allgemeinen Missachtung der Rechtsordnung auf einem bestimmten
Rechtsgebiet aufgefordert wurde.

Der Ausschluss von der Férderung tritt nicht ein, wenn die Aufrufe,
Befiirwortungen oder Aufforderungen weder von einem Entscheidungstriger noch
Mitarbeiter des Forderungswerbers gedufiert wurden und auch sonst keinem
Entscheidungstrdger oder Mitarbeiter des Unternehmens der Vorhalt gemacht
werden kann, beziiglich des inkriminierten Inhalts Dritter die gebotene
Journalistische Sorgfalt aufler Acht gelassen zu haben.

(6) Wird im Medium eines Forderungswerbers eine gerichtlich strafbare
Handlung nach § 283 StGB oder nach den Bestimmungen des Verbotsgesetzes
verwirklicht, so entfdllt — vorausgesetzt es liegt eine rechtskrdftige Verurteilung
dieser Tat vor — die Férderungswiirdigkeit fiir Vorhaben in dem dem Datum der
rechtskrdftigen Verurteilung folgenden Kalenderjahr. Dies gilt nicht, wenn die den
Inhalt des Mediums betreffende rechtskriftige Verurteilung iiber eine Person
ausgesprochen wurde, die weder Entscheidungstriger noch Mitarbeiter des
Forderungswerbers ist und keinem Entscheidungstrdger oder Mitarbeiter des
Unternehmens der Vorhalt gemacht werden kann, beziiglich des inkriminierten
Inhalts die gebotene journalistische Sorgfalt aufler Acht gelassen zu haben.

(7) Voraussetzung ist weiter, dass der Forderungswerber zum Zeitpunkt des
Ansuchens eine zumindest einjihrige tatsdchliche und regelmdfige
Geschdftstitigkeit aufweist und der RTR-GmbH glaubhaft macht, dass von einer
ordnungsgemdflen Geschdfisfiihrung ausgegangen werden kann und die
ordnungsgemdfle Durchfiihrung des geforderten Vorhabens insbesondere
aufgrund der vorliegenden fachlichen, wirtschaftlichen und organisatorischen
Voraussetzungen und unter Beriicksichtigung der Forderung aus Bundesmitteln
auch finanziell gesichert erscheint. Dies ist durch geeignete Unterlagen,
insbesondere durch einen Kosten-, Zeit- und Finanzierungsplan nachzuweisen.

Forderungsziele und Kumulierungsbeschrinkung
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§ 33b. (1) Mit den nach den veranschlagten Konten insgesamt zur Verfiigung
stehenden Mitteln kénnen Férderungen zur Verfolgung der folgenden
Férderungsziele gewdhrt werden:

1. Digitale Transformation (§ 33c),
2. Digital-Journalismus (§ 33d),
3. Jugendschutz und Barrierefreiheit (§ 33e).

(2) Fordermittel nach diesem Abschnitt konnen nur insoweit mit
Férdermitteln anderer Forderinstitutionen oder Gebietskorperschaften kumuliert
werden, als dadurch die in den Richtlinien festgelegten Fordergrenzen fiir die
forderbaren  Aufwendungen pro  Projekt nicht iiberschritten werden
(Kumulierungsbeschrdnkung). Die Richtlinien gemdf3 § 33f haben dazu ndihere
Regelungen zu treffen.

(3) Forderungen gemdf § 29 und § 30 sowie Forderungen nach dem
PresseFG 2004 und dem Publizistikforderungsgesetz 1984 sind von der
Kumulierungsbeschrinkung nach Abs. 2 ausgenommen.

(4) Eine Férderung nach diesem Abschnitt ist jedenfalls ausgeschlossen,
soweit konkret ganzlich oder teilweise fiir die nach den Richtlinien forderbaren
Aufwendungen des eingereichten Projekts eine Forderung aus anderen von der
RTR-GmbH oder der KommAustria zu verwaltenden Mitteln gewdhrt oder
zugesagt wurde (Doppelférderungsverbot).

Digitale Transformation
§ 33c. Unter dieses Forderungsziel fallen Mafsnahmen zur Transformation
und zum Ausbau der Digitalisierung der Medienlandschaft, wie insbesondere die

1. Modernisierung der digitalen Distribution durch verbesserten Zugang
der Nutzer zu Online-Inhalten,,

2. Schaffung und Erneuerung digitaler Infrastruktur und
3. Erstellung und Bereitstellung digitaler Inhalte.

Digital-Journalismus

§33d. (1) Unter dieses Forderungsziel fallen Mafinahmen zur Stirkung der
Journalistischen Tdtigkeit in der zunehmend digitalisierten Medienlandschaft, wie
insbesondere die Gewdhrung von Mitteln fiir die geeignete Aus-, Fort- und
Weiterbildung von journalistischen Mitarbeitern sowie der Forderung von
Lehrredaktionen und Volontariaten im Bereich des Digitaljournalismus.
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(2) Die Richtlinien haben néihere Bestimmungen iiber die Erstattungsfihigkeit
von Aus-, Fort- und Weiterbildungskosten, insbesondere auch iiber die Eignung
der fiir die Ausbildung eingesetzten Einrichtungen, zu enthalten.

Jugendschutz und Barrierefreiheit

§33e. (1) Unter dieses Forderungsziel fallen Mafinahmen im Bereich der
Erhohung des Jugendschutzes und Mafsnahmen im Bereich der barrierefreien
Zugdnglichmachung von Inhalten.

(2) Mit dem Ziel einer Erhohung des Jugendschutzes konnen zur finanziellen
Unterstiitzung der Entwicklung oder des Einsatzes von Systemen
1. zur Kennzeichnung, Einstufung oder Beschreibung von Inhalten, die die
koérperliche, geistige oder sittliche Entwicklung Minderjihriger
beeintrdchtigen konnen und
2. der Altersverifikation oder vergleichbaren Mafnahmen der
Zugangskontrolle zum Schutz vor den in Z 1 bezeichneten Inhalten

konnen Forderungen gewdhrt werden.

(3) Mit dem Ziel einer Erhohung der barrierefrei zugdnglichen Medieninhalte
kann die barrierefreie Aufbereitung und Bereitstellung des audiovisuellen
Angebots an Inhalten (einschlieflich der Herstellung von barrierefreier
Information im Sinne von § 2 Z 4a AMD-G) sowie des Inhaltsangebots digitaler
Ausgaben von Druckwerken und von Horfunkinhalten finanziell unterstiitzt
werden. Dabei konnen insbesondere folgende Mafinahmen gefordert werden:

1. Verbesserung des Zugangs zu Inhalten durch Gebdrdensprache,
(automatisierte) Untertitelung, Audiokommentar,

2. Einsatz und Entwicklung von kiinstlicher Intelligenz zur Herstellung
der Barrierefreiheit,

3. Gestaltung von Applikationen zur Erleichterung oder Herstellung des
barrierefreien Zugangs zu audiovisuellen Inhalten,

4. Herstellung barrierefreier, online bereitgestellter Sendungen,

5. Entwicklung barrierefreier Zugangsmaoglichkeiten zum Inhalt digitaler
Ausgaben von Druckwerken, wie insbesondere das Bereitstellen von
Inhalten in einfacher Sprache, in leicht lesbarer Sprache sowie die
Audiowiedergabe von Textinhalten,
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6. Herstellung von Sendungen sowie Verbesserung des Zugangs zu
Inhalten in einfacher Sprache.

Forderrichtlinien

§33f. (1) Die RTR-GmbH hat fiir die Durchfiihrung und Abwicklung der
Forderungen Richtlinien zu erlassen und in geeigneter Weise auf ihrer Website
bekannt zu machen. Die Richtlinien sind jihrlich zu iiberpriifen und gegebenenfalls
anzupassen.

(2) Die Richtlinien haben die insgesamt zur Verfiigung stehenden Mittel in
Prozentsdtzen zwischen den in den §§ 33c bis 33e angefiihrten Forderungszielen
aufzuteilen und iiberdies festzulegen, welche Mittel jeweils fiir die Branchen
Rundfunk und Print zur Verfolgung dieser Ziele zur Verfiigung stehen. Bei der
Festlegung  einer sachgerechten  Aufteilung zwischen den einzelnen
Férderungszielen und zwischen den beiden Branchen (Rundfunk und Print) hat die
RTR-GmbH die o6konomische und publizistische Entwicklung der jeweiligen
Branchenmdrkte, insbesondere die Entwicklung im Bereich redaktionell gestalteter
Inhalte, vor dem Hintergrund der internationalen Wettbewerbssituation laufend zu
beobachten und potentiell negative Auswirkungen auf die oOsterreichische
Medienlandschaft im digitalen Bereich zu beriicksichtigen.

(3) Ubersteigt die aufgrund der zulissigen Forderansuchen zu gewdhrende
Gesamtsumme an Forderungen die nach Abs. 2 vorgenommene Dotierung, so ist
eine proportionale Kiirzung der errechneten Forderbetrige vorzunehmen. Dabei
ist das Verhdltnis der den unterschiedlichen Branchen (Rundfunk und Print)
prozentmdflig zugeordneten Mittel im Sinne des Abs. 2 zu beachten. Die in einem
Kalenderjahr fiir die Erreichung der in § 33b Abs. 1 genannten Férderungsziele
nicht ausgeschopften Mittel konnen zum Ausgleich einer Uberbeanspruchung der
Mittel fiir die Erreichung anderer Forderungsziele verwendet werden. Dabei ist
ebenfalls die Aufrechterhaltung des prozentmdfigen Verhdltnisses der fiir die
Branchen (Rundfunk und Print) zur Verfiigung stehenden Mittel im Sinne des Abs.
2 zu beriicksichtigen. Am Ende eines Kalenderjahres nicht ausgeschopfte Mittel
werden einer Riicklage zugefiihrt und sind im darauffolgenden Kalenderjahr unter
Beriicksichtigung der Kriterien in Abs. 2 auf die einzelnen Forderungsziele
aufzuteilen.

(4) Zur Prizisierung der Kriterien fiir die einzelnen in den §§ 33c bis 33e
angefiihrten Forderungsziele, insbesondere auch durch eine demonstrative
Auflistung  anschaulicher  Projektbeispiele, zur  Konkretisierung  der
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Forderungsvoraussetzungen und fiir die Beurteilung der Forderungswiirdigkeit
von Projekten, haben die Richtlinien insbesondere Bestimmungen zu enthalten

tiber:

1.

Gegenstand der Forderung,

2. forderbare direkte Kosten und Gemeinkosten,

3

4.

. Auszahlungsmodus und -formalitdten einschliefslich der Moglichkeit

vollstindiger oder teilweiser Vorauszahlungen,

Mindestmaf; an foérderbaren Aufwendungen pro Projekt sowie die
Einrechnung prozentmdfig festgelegter Anteile an Personalkosten in
die Bemessungsgrundlage. FEin Mindestmafi an forderbaren
Aufwendungen pro Projekt kann fiir Projekte zu Verwirklichung des
Férderungsziels ,, Digital-Journalismus“ und ,,Jugendschutz und
Barrierefreiheit entfallen;

. absolute und relative Fordergrenzen pro Projekt, Unternehmen,

Unternehmensverbund und Art des vom Medienunternehmen

bereitgestellten periodischen Mediums,

6. personliche und sachliche Voraussetzungen fiir die Gewdhrung einer

7.

8.

Férderung, darunter auch tiber die formellen Voraussetzungen zur
Einbringung von Ansuchen um Férderung gemeinsamer Projekte
zweier oder mehrerer Forderungswerber,

Verfahren betreffend

a) Ansuchen  (Art,
Sicherstellungen),

b) Auszahlungsmodus,
¢) Nachweise,  Berichtslegung  (Kontrollrechte),
Endiiberpriifung,
d) Einstellung und Riickforderung der Férderung,
e) zumindest einen, hochstens zwei Antragstermine;
Vertragsmodalitdten.

Inhalt,  Ausstattung  der  Unterlagen,

Abrechnung,

(5) Die Richtlinien haben auch Kategorien an sowie Hochstgrenzen fiir
Aufwendungen festzulegen, die geltend gemacht werden konnen, weil sie in

unmittelbarem Zusammenhang mit

einem Projekt von einem mit dem

Forderungswerber im Sinne von § 244 UGB, dRGBI. S 219/1897, direkt oder
indirekt verbundenen Unternehmen getdtigt wurden.
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Anreizforderung

§ 33g. (1) Die Richtlinien konnen auch vorsehen, dass bis zu einem Drittel der
insgesamt zur Verfiigung stehenden Mittel Unternehmen im Sinne des § 33a Abs. 3
Z1 und 2 (mit Ausnahme von Monatszeitungen) auf deren Ansuchen als
Vorauszahlung im Zusammenhang mit einem konkreten Projekt gewdihrt werden
(Anreizforderung). Bedingung dafiir ist, dass der RTR-GmbH regelmdfig,
zumindest aber alle sechs Monate gerechnet ab dem Zeitpunkt der Vorauszahlung
tiber eine den Forderungszielen nach den §§ 33c bis 33e entsprechende
Verwendung berichtet wird. Von einer entsprechenden Verwendung ist
auszugehen, wenn das Unternehmen durch Vorlage geeigneter Expertisen Dritter
glaubhaft macht, dass die erhaltene Anreizforderung zur Verwirklichung eines
oder mehrerer Forderungsziele im Sinne des § 33c bis § 33e verwendet und nicht
blof3 zur Finanzierung von Kosten eingesetzt wurde, die der Férderungswerber
normalerweise im Rahmen seiner laufenden Geschidftstitigkeit ohnedies zu tragen
gehabt hdtte.

(2) Im Fall der Anreizforderung entfdillt das Kriterium des Mindestmafies an
forderbaren Aufwendungen im Sinne des § 33f Abs. 4 Z 4. Vorauszahlungen aus
der Anreizforderung sind in die prozentmdfige Fordergrenze pro Projekt im Sinne
des Abs. 4 Z 5 einzurechnen.

(3) Fiir die Bemessung der Hohe der Anreizforderung je antragsberechtigtem
Unternehmen sind die Umsdtze im Digitalbereich, die durch den Vertrieb von
digitalen redaktionellen Inhalten erzielt werden, weiters die Reichweiten und
Auflagen, zudem die im der Forderung nach diesem Bundesgesetz
vorangegangenen Kalenderjahr erhaltenen Fordermittel gemdfs PresseFG 2004
sowie die dem redaktionellen Bereich zugeordneten Personalstinde heranzuziehen
und mit den jeweiligen Daten der anderen Forderwerber in Relation zu setzen.

(4) Werden Umsdtze im Digitalbereich im Sinne des vorstehenden Absatzes in
einem mit dem Forderungswerber im Sinne des § 244 Unternehmensgesetzbuch —
UGB, dRGBI. S 219/1897, verbundenen Unternehmen erwirtschaftet, sind diese
Umsdtze dem Forderungswerber fiir die Berechnung der Anreizférderung
zuzuordnen. Bei der Beriicksichtigung der Personalstinde ist in den Richtlinien
eine verhdltnismdflige Deckelung vorzusehen. Bei der Vergabe der
Anreizforderung fiir das Kalenderjahr 2020 hat die RTR dariiber hinaus die zur
Abfederung der wirtschaftlichen Auswirkungen der COVID-19 Krisensituation und
zur Unterstiitzung der Medien erlassenen Hilfspakete (BGBI. I Nr. 24/2020; BGBL
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I Nr. 60/2020; BGBlL I Nr. 82/2020) zu beriicksichtigen. Bei
Volksgruppenzeitungen (§ 33a Abs. 3 Z 2) sind fiir die Bemessung der Hohe der
Anreizforderung ausschlieflich die durchschnittlichen Abonnentenzahlen im
Kalenderjahr heranzuziehen. Die Anreizforderung ist im Sinne des § 33f Abs. 4 Z
5 gesondert zu betrachten. In den Richtlinien sind néihere Bestimmungen iiber die
Voraussetzungen fiir deren Gewdhrung und tiber deren Aufteilung zwischen den
Forderungswerbern vorzusehen.

(5) Gelangt die RTR-GmbH bei der begleitenden Forderkontrolle im Fall der
Anreizforderung zur Auffassung, dass die Vorauszahlungen aus der
Anreizforderung vollstindig oder auch nur teilweise entgegen den in Abs. 1
genannten Bedingungen verwendet werden oder wird der Berichtspflicht nach Abs.
1 nicht entsprochen, so sind die diesbeziiglichen Mittel zuriickzufordern. Uber
Streitigkeiten bei der Riickforderung entscheiden die ordentlichen Gerichte.

Fachbeirat

§33h. (1) Zur Beratung der RTR-GmbH bei der Vergabe der Mittel nach
diesem Abschnitt wird ein Fachbeirat eingerichtet.

(2) Die RTR-GmbH hat vor Entscheidung tiber Forderungsansuchen eine
Auferung  des  Beirates  einzuholen, welcher zur  Erfiillung  der
Forderungsvoraussetzungen und weiterer, in den Richtlinien aufgestellter
Férderkriterien Stellung zu nehmen hat. Zu diesem Zweck kann der Fachbeirat
Jederzeit den Forderungswerber anhoren. Der Fachbeirat hat eine begriindete
schriftliche Stellungnahme abzugeben.

(3) Der Fachbeirat besteht aus fiinf Mitgliedern, die von der Bundesregierung
fiir die Dauer von drei Jahren ernannt werden, und muss zumindest zwei Frauen
als Mitglieder umfassen. Die Mitglieder haben fachkundige Personen aus dem
Medienbereich zu sein sowie iiber mehrjdhrige einschldgige Praxis in fiir die
Erreichung der Forderungsziele einschldgigen Bereichen und iiber einschligige
Fachkenntnisse — insbesondere in den Bereichen Medienrecht und Publizistik — zu
verfiigen. Die Mitglieder sind zur gewissenhaften und objektiven Ausiibung ihrer
Funktion sowie zur Verschwiegenheit iiber die ihnen bei der Ausiibung dieser
Tétigkeit bekannt gewordenen Tatsachen verpflichtet.

(4) Die Tidtigkeit im Fachbeirat ist ehrenamtlich. Den Mitgliedern sind fiir die
Tdtigkeit im Fachbeirat notwendige Reisekosten nach der hochsten Gebiihrenstufe
der Reisegebiihrenvorschrift 1955, BGBI. Nr. 133/1955, zu ersetzen. Sdimtliche
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Kosten des Fachbeirats sind aus den nach diesem Abschnitt zur Verfiigung
stehenden Mitteln zu bestreiten.

(5) Der Fachbeirat hat aus seiner Mitte eine/n Vorsitzende/n zu wéihlen. Er
hat sich eine Geschdftsordnung zu geben. Mit der Geschdfisfiihrung ist die RTR-
GmbH betraut. Die Sitzungen sind nicht offentlich. Beschliisse werden bei
Anwesenheit von mindestens vier Mitgliedern mit einfacher Mehrheit gefasst,
wobei die Geschdftsordnung auch die Abhaltung von Sitzungen ohne physische
Anwesenheit der Mitglieder vorsehen kann. Mitglieder, die in einem Arbeits- oder
Gesellschaftsverhdltnis oder in einer sonstigen Geschdftsbeziehung zu einem
Férderungswerber stehen oder bei denen im Hinblick auf eine bestimmte
Angelegenheit sonst wichtige Griinde vorliegen, die geeignet sind, ihre volle
Unbefangenheit in Zweifel zu ziehen, haben sich der Mitwirkung an der Erorterung
und Beschlussfassung des Fachbeirats iiber die Stellungnahme zu enthalten.

(6) Dem Fachbeirat diirfen nicht angehoren

1) Mitglieder der Bundesregierung, Staatssekretire, Mitglieder einer
Landesregierung, Mitglieder des Nationalrates, des Bundesrates oder
sonst eines allgemeinen Vertretungskorpers oder des Europdischen
Parlaments, ferner Personen die Angestellte einer politischen Partei
sind oder eine leitende Funktion einer Bundes- oder
Landesorganisation einer politischen Partei bekleiden sowie
Volksanwiilte, der Prdsident des Rechnungshofes und Personen, die
eine der genannten Funktionen innerhalb der letzten vier Jahre
ausgetibt haben,

2) Personen, die in einem Dienstverhdltnis zu einem Klub eines
allgemeinen Vertretungskorpers stehen sowie parlamentarische
Mitarbeiter im Sinne des Parlamentsmitarbeitergesetzes,

3) Angestellte von Rechtstrdgern der staatsbiirgerlichen Bildungsarbeit
im Bereich der politischen Parteien (§ 1 PubFG);

4) Mitglieder der Kommunikationsbehorde Austria und Mitglieder des
Bundesverwaltungsgerichtes sowie Angestellte der RTR-GmbH.
(7) Die Funktionsperiode der Mitglieder endet
1. durch Zeitablauf,
2. durch Tod,
3. durch Abberufung durch die Bundesregierung oder
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4. durch Verzicht auf die Funktion.

Abwicklung der Forderungen

§ 33i. (1) Die Vergabe der Férderungen nach diesem Abschnitt obliegt der
RTR-GmbH unter der Verantwortung des Geschdfisfiihrers fiir den Fachbereich
Medien.

(2) Die bereitgestellten Mittel sind von der RTR-GmbH unter einem eigenen
Konto mit der Bezeichnung ,,Fonds zur digitalen Transformation* nutzbringend
anzulegen und nach Mafsgabe der Bestimmungen dieses Abschnitts zu verwalten.
Die RTR-GmbH hat die Biicher in Bezug auf die Aufgaben nach diesem Abschnitt
in einem gesonderten Rechnungskreis oder kostenrechnungsmdfig gesondert zu

fiihren. Auferdem ist im Jahresabschluss der RTR-GmbH dieser Aufgabenbereich

in einem gesonderten Abschnitt auszuweisen. Aus den fiir die Zwecke dieses
Abschnitts  zur Verfiigung stehenden Mitteln sind auch der — unter
Beriicksichtigung der Grundsdtze der Sparsamkeit, Wirtschafilichkeit und
Zweckmdfsigkeit — Personal- und Sachaufwand der RTR-GmbH fiir die Besorgung
der Aufgaben nach diesem Abschnitt zu bestreiten.

(3) Unbeschadet des § 19 KOG hat die RTR-GmbH sdmtliche
Férderergebnisse spdtestens innerhalb des dem Datum der Forderentscheidung

folgenden Quartals in geeigneter Weise auf ihrer Website zu veroffentlichen.

Forderansuchen, Fristen, Nachweise und Belege

§ 33j. (1) Ansuchen um Gewdhrung von Forderungen sind bei der RTR-GmbH
einzubringen, die einen Antragstermin festzulegen, und spdtestens vier Monate vor
dem Termin offentlich bekanntzumachen hat. Die Richtlinien konnen fiir den Fall,
dass die zur Verfiigung stehenden Mittel nicht ausgeschopft werden, einen weiteren
Antragstermin vorsehen. Auf die Gewdhrung einer Forderung besteht kein
Rechtsanspruch. Fiir Rechtsstreitigkeiten im Zusammenhang mit Forderungen
nach diesem Abschnitt sind die ordentlichen Gerichte zustindig.

(2)  Das  Ansuchen  hat  das Vorliegen  der  jeweiligen
Férderungsvoraussetzungen  darzulegen. Die Details werden in den
Férderrichtlinien geregelt. Medienunternehmen haben der RTR-GmbH die fiir die
Beurteilung des Vorliegens der Forderungsvoraussetzungen und fiir die
Berechnung der Hohe der Forderung erforderlichen Angaben in zum Nachweis
geeigneter Form, wie etwa durch Urkunden, Erkldrungen, Daten und Belege, zu
tibermitteln. Im Fall von Ansuchen um Zuschiisse zu den Kosten eines Projekts hat
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das Ansuchen Aufstellungen iiber die angefallenen, bei Ansuchen im Fall von
zukiinftigen Projekten iiber die voraussichtlich anfallenden Kosten zu enthalten.

(3) Forderungsnehmer haben iiber die widmungsgemdfe Verwendung der
Férdermittel genaue Aufzeichnungen zu fiihren und diese der RTR-GmbH nach
Ende des Forderzeitraums oder Abschluss des geforderten Projekts zu iibermitteln,
wenn nicht die RTR-GmbH einen konkreten Termin festlegt und bekannt macht.
Nicht widmungsgemdfs verwendete Mittel sind zuriickzuzahlen und kénnen fiir
andere Forderungen nach diesem Abschnitt verwendet werden.

(4) Die RTR-GmbH kann Forderungswerber im Zuge der Priifung von
Forderansuchen zur Ergdanzung ihrer Angaben auffordern.

Auszahlung

§ 33k. (1) Die Auszahlung der Forderungen nach diesem Abschnitt erfolgt —
mit Ausnahme der Gewdhrung von Vorauszahlungen bei der Anreizforderung — in
zwei Teilbetrdgen. Der erste Teilbetrag ist bis spdtestens acht Wochen nach
Entscheidung der RTR-GmbH iiber die Gewdhrung der Forderung, der zweite
Teilbetrag bis spdtestens nach Ende des Forderzeitraums oder Abschlusses des
geforderten Projekts und erfolgter Endpriifung durch die RTR-GmbH zur
Auszahlung zu bringen.

(2) Uber zugesagte Mittel kann weder durch Abtretung, Anweisung oder
Verpfindung noch auf eine andere Weise verfiigt werden.

(3) Fiir den Fall, dass ein Medienunternehmen zum Zeitpunkt der
beabsichtigten  Auszahlung  eines  Teilbetrages  keine  entsprechend
forderungsrelevante Aktivitit mehr entfaltet oder keine Medieninhalte mehr
bereitstellt, ist von einer Auszahlung abzusehen. Der einbehaltene Betrag kann fiir
andere Forderungen nach diesem Abschnitt verwendet werden.

3b. Abschnitt
Frequenzwechsel

Kostenerstattung bei Frequenzwechsel
§33L (1) bis(4) ...
Geltendmachung
§33m. (1)und (2) ...
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Festlegung der Modalitiiten fiir die Erstattung Festlegung der Modalitiiten fiir die Erstattung
§ 33c. (1) bis (4) ... §33n. (1) bis (4) ...
6. Abschnitt 6. Abschnitt
Verfahrensvorschriften, Schluss- und Ubergangsbestimmungen Verfahrensvorschriften, Schluss- und Ubergangsbestimmungen
In-Kraft-Treten In-Kraft-Treten
§ 44. (1) bis (25) ... § 44. (1) bis (25) ...

(26) Die fiir die Aufnahme der Titigkeit der RTR-GmbH zur Erfiillung der
Aufgaben des 3a. Abschnitts notwendigen organisatorischen und personellen
Mafsnahmen wie auch die fiir die Erstellung der Richtlinien nétigen Vorarbeiten
kénnen bereits vor In-Kraft-Treten dieser Bestimmungen getroffen werden.
Forderungen nach dem 3a. Abschnitt kénnen auch fiir maximal zweijihrige
Projekte gewdhrt werden, die vor dem In-Krafi-Treten des 3a. Abschnitts begonnen
wurden und erst nach dem In-Kraft-Treten fertiggestellt werden.

Ubergangsbestimmung Ubergangsbestimmung
§ 45. (1) bis (17) ... § 45. (1) bis (17) ...

(18) Die Forderrichtlinien fiir die Zwecke der Durchfiihrung der
Bestimmungen im 3a. Abschnitt sind bis spdtestens 1. Oktober 2021 zu
verdffentlichen.

Artikel 2

Digitalsteuergesetz 2020

§8. (1) bis(3) ... §8. (1) bis (3) ...

(4) Aus dem Aufkommen der Digitalsteuer sind jahrlich 15 Millionen Euro
zur Finanzierung des digitalen Transformationsprozesses oOsterreichischer
Medienunternehmen einzusetzen.



	Textgegenüberstellung
	2. Abschnitt
	2. Abschnitt
	3a Abschnitt
	3b. Abschnitt
	3a. Abschnitt
	6. Abschnitt
	6. Abschnitt

